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MRB-GST/002/2024 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Stadtrat 20.03.2024 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Maßnahmen gegen Rassismus und Diskriminierung 
hier: Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 21.05.2021 sowie 
gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen und der SPD-
Stadtratsfraktion vom 12.11.2021 
 
Anlagen: 

Aktuelle Maßnahmen gegen Rassismus und Diskriminierung 
Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 21.05.2021 
gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90-Die Grünen und der SPD-Stadtratsfraktion 
vom 12.11.2021 

 
Sachverhalt (kurz): 
 
Die Verwaltung berichtet zum Umsetzungsstand der Anträge: Gemeinsamer Antrag von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen: „Umsetzung der UN-Dekade für Menschen afrikanischer 
Abstammung in Nürnberg sowie Anerkennung, dass jegliche Verwendung des N*Wortes 
rassistisch ist.“ Antrag der SPD-Fraktion: „Aktionsplan gegen Antisemitismus entwickeln und 
umsetzen.“ Neben der Darstellung umgesetzter Maßnahmen geht es um die Beauftragung der 
Verwaltung zur Entwicklung einer städtischen Gesamtstrategie gegen Diskriminierung und 
Rassismus in einem längerfristig angelegten Prozess. Diese sollte in einem Grundlagenteil 
phänomenübergreifend angelegt sein, aber gleichzeitig die Möglichkeit bieten, auch 
spezifischen Phänomenbereichen und Anliegen, z.B. in der Auseinandersetzung mit 
Antisemitismus, gerecht zu werden. Die Gesamtstrategie soll Aktivitäten vernetzen und 
bündeln und stellt eine Abkehr von der weiteren Erstellung isolierter Aktionspläne dar.  
 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Die konkreten finanziellen Auswirkungen sind erst im Rahmen der Strategieentwicklung 
absehbar. Angestrebt wird ein Verfügungsfonds für Dienststellen, ähnlich dem Konzept des 
Aktionsplans Inklusion.  

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
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 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Beschluss trägt bei zur Sensibilisierung zu Fragen von Antisemitismus, 

Rassismus und Diskriminierung und zur Gewährung grundgesetzlich 
geschützter Rechte für marginalisierte Gruppen. 

 



Stadt Nürnberg Beschlussvorlage MRB-GST/002/2024 

 

Seite 3 von 4 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   OBM 

   KuF 

   Ref IV 
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Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Stadtrat und die Stadtverwaltung verpflichten sich, jede Form von rassistischem und 
diskriminierendem Sprachgebrauch in mündlicher und schriftlicher Form zu vermeiden. 
 
2. Insbesondere gilt dies für das „N-Wort“ und das „Z-Wort“. 
 
3. Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, mittelfristig eine gesamtstädtische Strategie gegen 
Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierung zu erarbeiten. Die IHRA-Definition von 
Antisemitismus ist weiterhin Grundlage städtischen Handelns. 
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